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BGB §§ 2254, 2255, 2257 
Widerruf eines Testamentswiderrufs bei 
durchgestrichenem Widerrufstestament 

I.  Sachverhalt 
Im Jahr 2000 errichtete die zwischenzeitlich verstorbene 
Erblasserin ein privatschriftliches Testa ment. Im Jahr 2012 
vermerkte sie auf dem Umschlag, in dem das Testament 
ent halten war, den Satz: „Dieses Testament ist ungültig.“ 
Der Vermerk war von der Erblasserin unterschrieben und 
mit Ort und Datum versehen.

Den Satz „Dieses Testament ist ungültig“ strich die Erb-
lasserin später durch. Die Streichung selbst ist nicht noch-
mals unterschrieben. Allerdings ließ die Erblasserin die alte 
Unterschrift nebst Ort und Datum stehen.

II.  Frage
Ist die Streichung des Satzes ein wirksamer Widerruf des 
Widerrufs, sodass das alte Testa ment wieder auflebt?

III.  Zur Rechtslage
1. Widerruf durch Testament (§ 2254 BGB)
Nach § 2254 BGB kann ein Testament durch Testament 
widerrufen werden, also in der Wei se, dass der Widerruf 
wiederum die Form eines Testaments hat. Nach dem Sach-
verhalt entspricht der Widerruf diesen formellen Anfor-
derungen (vgl. § 2247 BGB) und ist auch inhaltlich im 
Sinne eines Widerrufs zu verstehen. 

Aus dem Umstand, dass das Widerrufstestament nicht auf 
der widerrufenen Testamentsurkunde selbst vermerkt ist, 
sondern auf dem Umschlag, ergibt sich u. E. im Ergebnis 
nichts Gegenteiliges. Sofern der Umschlag nicht verschlos-
sen war, mag man im Einzelfall fragen, ob das von der Erb-
lasserin im Widerrufstestament in Bezug genommene Tes-
tament mit dem im Umschlag auf gefundenen identisch ist. 
Dabei handelt es sich allerdings um ein Nachweisproblem. 
Rechtlich betrachtet hat die Erblasserin durch den Vermerk 
auf dem Umschlag alles ihrerseits Erforderliche getan, um 
ein wirksames Widerrufstestament i. S. v. § 2254 BGB 
zu errichten und somit die Rechtswirkungen des im Um-
schlag enthaltenen Testaments zu beseitigen.

2. Widerruf des Widerrufs (§ 2257 BGB)
Der Widerruf einer letztwilligen Verfü gung durch Testa-
ment kann gem. § 2257 BGB seinerseits widerrufen wer-
den. Im Zweifel hat dies zur Folge, dass die letztwillige 
Ver fügung wirksam ist, wie wenn sie nicht widerrufen 
worden wäre.

Entscheidend ist somit, ob das Durchstreichen des Satzes 
„Dieses Testament ist ungül tig“ nach seinem Inhalt als 
Widerruf des Widerrufs anzusehen ist und ob es bejahen-
denfalls den Formanforderungen genügt. Ein Widerruf 
des Widerrufs durch Testament gem. § 2254 BGB scheidet 
bereits deswegen aus, weil die Formanforderungen des 
§ 2247 BGB nicht gewahrt wurden. In Betracht kommt 
allerdings ein Widerruf des Widerrufs gem. § 2255 BGB.

a) Widerruf durch Vernichtung oder Veränderun-
gen (§ 2255 BGB)
Ein Testament kann gem. § 2255 BGB dadurch widerrufen 
werden, dass der Erblasser in Aufhebungsabsicht an der 
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Testamentsurkunde Veränderungen vor nimmt, durch die 
der Wille, eine schriftliche Willenserklärung aufzuheben, 
ausgedrückt zu werden pflegt. Die Vor schrift ist auch auf 
den Widerruf eines Widerrufstestaments anzu wenden (vgl. 
nur Stau dinger/Baumann, BGB, Neubearb. 2012, § 2257 
Rn. 6). 

§ 2255 BGB setzt kurzgefasst voraus: 

(1) die Testierfähigkeit des Erblassers, 
(2) eine Vernichtung oder Veränderung der Testa-
 mentsurkunde, die objektiv geeignet ist, den Widerrufs-
 willen zum Ausdruck zu bringen, 
(3) ein persönliches, nicht zwingend eigenhändiges Han -
 deln des Erblassers diesbezüg lich, 
(4) die Aufhebungsabsicht des Erblassers und schließ lich 
(5) die Kausalität dieser Absicht für die Vernichtungs- oder 
 Veränderungshandlung. 

Nach § 2255 S. 2 BGB führt die Vernichtung oder Verände-
rung durch den Erblasser selbst i. S. v. Ziff. (2) und (3) zur 
Vermutung des Aufhebungswillens i. S. v. Ziff. (4).

b) Vorliegender Sachverhalt
Das Durchstreichen testamentarischer Verfügungen lässt 
sich als Veränderung an se hen, die objektiv geeignet ist, 
den Aufhebungswillen zum Ausdruck zu bringen (vgl. nur 
BayObLG NJW-RR 2005, 525, 526). 

Steht weiterhin fest, dass der Erblas ser diese Veränderung 
persönlich bewirkt hat, greift die Vermutung des § 2255 
S. 2 BGB ein. Sie kann jedoch im Einzelfall widerlegt 
werden. Eine Widerlegung hat die Rechtsprechung etwa 
angenommen, wenn feststeht, dass die Streichungen ledig-
lich der Vorbereitung eines neuen Testaments dienen, in 
dem inhaltlich gleiche Verfügungen wiederholt getroffen 
wer den sollen (BayObLG NJW-RR 1997, 1302, 1303). 
Auf den Widerruf eines Widerrufstestaments dürfte diese 
Rechtsprechung aber kaum übertragbar sein, da es fern-
liegend erscheint, dass der Erblasser die Durchstreichung 
vornimmt, um anschließend erst in einem neuen Testa ment 
einen Widerruf zu erklären. In jedem Fall bedarf es zur Wi-
derlegung der gesetzlichen Vermutung des § 2255 S. 2 BGB 
des Beweises des Gegenteils (vgl. § 292 S. 1 ZPO; Pa landt/
Weidlich, BGB, 72. Aufl. 2013, § 2255 Rn. 7). 

Ob dem Umstand, dass Datum und Unterschrift nicht 
durchgestrichen sind, Bedeutung zukommt – entweder be-
reits auf ob jektiver Ebene (vgl. Voraussetzungen Ziff. [2]) 
oder im Rahmen der Vermutung des § 2255 S. 2 BGB –, 
hängt von den evtl. noch aufzuklärenden Gegebenheiten 
des Einzelfalls ab. Grundsätzlich kann dieser Umstand re-
levant sein (vgl. etwa BayObLG NJW-RR 2005, 525, 526). 
Im vorliegenden Fall ist dafür allerdings zumindest nach 
dem geschilderten Sachverhalt nichts ersichtlich. 

c) Rechtsfolgen eines Widerrufs des Widerrufs
§ 2257 BGB ordnet die Rechtsfolge des Wieder aufle bens 
der widerrufenen letztwilligen Verfügung durch den Wi-
derruf des Widerrufs nicht zwingend an, sondern bestimmt 
sie i. S. e. widerlegbaren tatsächlichen Vermutung (für 
die h. M. Staudinger/Baumann, § 2257 Rn. 14 mit Nachw. 
der Gegenansicht, die nur eine Aus legungsregel annimmt). 
Nach dem geschilderten Sachverhalt sind vorliegend keine 
Umstände erkennbar, die Zweifel an dieser Vermutung be-
gründen könnten. 

3. Ergebnis
Unter der Prämisse, dass die Streichung von der Erblasserin 
selbst vorgenom men wurde, dürfte mithin ein wirksamer 
Widerruf des Widerrufs vorliegen. Er hätte zur Folge, dass 
die wi derrufene letztwillige Verfügung erneut wirksam ge-
worden wäre.

EGBGB Art. 25
Schweden: Erbnachweis, Vermächtnis-
erfüllung und Erbauseinandersetzung

I.  Sachverhalt
Der Erblasser ist schwedischer Staatsangehöriger mit letz-
tem Wohnsitz in Schweden. Er hinterlässt ein nach schwe-
dischem Recht formwirksam errichtetes Testament, in dem 
er seine deutsche Ehefrau zur „universellen Testaments-
erbin“ eingesetzt hat. Zudem hat der Erblasser diverse 
„Legate“ zugunsten seiner Kinder ausgesetzt. Eines dieser 
„Legate“ betrifft ein in Deutschland gelegenes Grundstück, 
das nun veräußert werden soll. 

II.  Frage
Wie erfolgt im schwedischen Recht 

-  die Legitimation des Erben,
-  die Erbauseinandersetzung,
-  die Vermächtniserfüllung?

III. Zur Rechtslage
1. Allgemeines
Das schwedische Erbrecht ist im schwedischen Erbge-
setz von 1958 geregelt (Ärvdabalk, 1958:637 – ÄB; ab-
rufbar unter www.riksdagen.se [Dokument & lagar]; mit 
Übers. abgedr. bei Ferid/Firsching, Internationales Erb-
recht, 86. EL 2012, Länderbericht Schweden). 

Danach fällt der Nachlass (dödsbo) dem oder den Erben 
nach Eintritt des Erbfalls nicht automatisch zu. Stattdessen 
ist der Nachlass als juristische Person konzipiert, die 
durch einen Testamentsvollstrecker, einen Nachlassverwal-
ter oder die Erbengemeinschaft vertre ten wird. Der Nach-
lass kann in eigenem Namen Verträge schließen und bei 
Gerichten Partei sein (ÄB 18:1). Ist ein Nachlassverwalter 
(boutredningsman) eingesetzt, vertritt er den Nachlass Drit-
ten gegenüber (ÄB 19:12). Hat der Erblasser einen Testa-
mentsvollstrecker eingesetzt, vertritt dieser den Nachlass.

Soweit vorhanden, können am Nachlass beteiligt sein:

- der Ehegatte oder ein nichtehelicher Lebensgefährte 
 (sambo),
- die Erben einschließlich der Pflichtteilsberechtigten 
 und des allgemeinen Erbschaftsfonds,
- die durch Testament als Erben oder Miterben Begüns-
 tigten.

Nacherben und Vermächtnisnehmer sind nicht am Nach-
lass beteiligt (Süß/Johansson, Erbrecht in Europa, 2. Aufl. 
2007, Länderbericht Schweden, Rn. 116, 120).

2. Nachlassabwicklung nach schwedischem Recht; 
Legitimation des Erben
Nach Eintritt des Erbfalls nehmen die Personen, die mit 
dem Verstorbenen zusammen gewohnt haben oder sich des 
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Vermögens auf andere Weise annehmen können, den Nach-
lass in Obhut. Sie haben die übrigen Nachlassbeteiligten 
unverzüglich vom Todesfall zu unterrichten (ÄB 18:2).

a) Inventar (boupp teckning; ÄB 20:1); Registrierung
Als erstes, spätestens drei Monate nach dem Todesfall, ha-
ben die Nachlassbeteiligten ein Inventar über den Nachlass 
zu errichten (boupp teckning; ÄB 20:1). Das Inventar ist 
innerhalb eines Monats nach seiner Errichtung zusammen 
mit einer be glaubigten Kopie zur Registrierung bei der 
Steuerbehörde (Skatteverket) einzureichen (ÄB 20:8). Es 
hat ne ben den persönlichen Daten des Erblassers alle Ver-
mögenswerte und Schul den, so wie sie sich zur Zeit des 
Todesfalls darstellten, zu enthalten. Anzugeben sind auch 
Namen und Wohnsitz aller Nachlassbeteiligten (ÄB 20:2-
20:4). Angaben über die quotale Be teiligung der Nachlass-
beteiligten am Nachlass enthält das Inventar i. d. R. aber 
nicht. 

Befindet sich das Vermögen des Erblassers an verschie-
denen Orten, ist an jedem Ort ein besonderes Inventar zu 
errichten (ÄB 20:7). Reicht das Vermögen des Erblassers, 
ggf. unter Hinzu rechnung seines Anteils am Gattenanteils-
gut, nicht über die Erbfallschulden hinaus und ge hört zum 
Vermögen des Erblassers weder eine Liegenschaft noch 
ein Erbbaurecht, braucht kein Inventar errichtet zu werden, 
wenn die Sozialbehörde die Nachlassanmeldung bei der 
Steuerbehörde vornimmt (ÄB 20:8a). 

Ein aufgestelltes In ventar ist von der Steuerbehörde zu 
registrieren und mit einem Nachweis darüber zu versehen 
(ÄB 20:9 Abs. 2). Diese Re gistrierung und die sich daraus 
ergebende Fest stellung begründen in Schweden einen Erb-
nachweis, der guten Glauben genießt (Ferid/Firsching/
Carsten, Länderbericht Schweden, S. 45).

b) Eheliche Güterteilung (bodelning)
Nach Aufstellung des Nachlassinventars ist zunächst die 
eherechtliche Güterteilung (bodelning) durch zuführen. 
Nach schwedischem Güterrecht ist grundsätzlich die Hälf-
te des in die Ehe ein gebrachten und des während der Ehe 
erworbenen Vermögens auszugleichen (EheG 7:1; zum 
bodelning siehe Süß/Johansson, Länderbericht Schweden, 
Rn. 135 ff.).

c) Begleichung der Verbindlichkeiten
Im Anschluss daran sind alle bekannten Schulden zu 
begleichen oder ist deren Begleichung sicherzustellen. 
Vermächtnisse oder Auflagen, die aus dem ungeteilten 
Nachlass zu erfüllen sind (s. hierzu näher Ziff. 3), sind 
auf Wunsch eines Nachlassbeteiligten schon jetzt zu er-
füllen, oder der Nachlass beteiligte ist von der Haftung für 
die Durchführung zu befreien oder der er forderliche Ver-
mögensgegenstand ist unter besondere Obhut zu stellen. 
Zudem muss der Nachlassverwalter oder Testamentsvoll-
strecker die Beendigung der Abwicklung an zeigen, bevor 
die ei gentliche Erbauseinandersetzung stattfindet (zum 
Ganzen ÄB 23:2).

d) Erbauseinandersetzung
Die Erbauseinandersetzung findet zwischen den gesetzli-
chen und testamentarischen Er ben statt (ÄB 23:1). Bei der 
Auseinandersetzung hat jeder Nachlassbeteiligte einen 
An spruch auf einen Anteil an jeder Vermögensart. Was 
sich nicht gut teilen oder trennen lässt, soll nach Möglich-
keit einem Erben zugeteilt werden (ÄB 23:3). Auf Antrag 
eines Nachlass beteiligten kann das Gericht eine Person 

zum Auseinandersetzungsbeauftragten bestellen. Ein Testa-
mentsvollstrecker ist ohne besondere Bestellung automa-
tisch Auseinandersetzungs beauftragter (ÄB 23:5). 

Über die Auseinandersetzung ist ein privatrechtlicher 
Vertrag auf zunehmen, in dem die Beteiligten auch eine 
andere als die gesetzlich vorgesehene Vertei lung verein-
baren können. Der Vertrag bedarf der Schrift form und ist 
von allen Nachlass beteiligten zu unterschreiben (ÄB 23:4). 
Der Nachlass kann jedoch auch ungeteilt bleiben, etwa 
wenn kein Erbe die Initiative zur Nachlass teilung ergreift 
oder die Nachlassbeteiligten einen entsprechenden Vertrag 
schließen (ÄB 24:1).

3. Vermächtniserfüllung nach schwedischem Recht
Das schwedische Recht kennt sowohl den „universellen 
Testamentserben“ (also denjenigen, den der Testator an-
stelle eines gesetzlichen Erben in der Weise eingesetzt hat, 
dass er ihm den Nachlass in seiner Gesamtheit, einen be-
stimmten Teil des Nachlasses oder den Überrest desselben 
vermacht hat [ÄB 11:10 Abs. 2]) als auch den Vermächtnis-
nehmer. 

Unter einem Vermächtnis (legat) versteht das schwedi-
sche Recht einen besonderen, im Testament gewährten 
Vorteil, wie etwa eine bestimmte Sache oder einen be-
stimmten Geldbetrag oder ein Nutzungsrecht an einem 
Vermögensgegenstand oder das Recht, davon Zinsen oder 
Erträge zu erhalten (ÄB 11:10 Abs. 1). Das Vermächtnis 
ist dem ungeteilten Nachlass zu entnehmen und nicht auf 
einen bestimmten Anteil anzurechnen. Im Zweifel hat der 
Vermächtnisnehmer einen di rekten Anspruch auf das 
Vermächtnis gegen den ungeteilten Nachlass (ÄB 11:2). 
Es ist also zu entnehmen, bevor die Erben ihre Anteile er-
halten, soweit dies ohne Nachteil für je man den möglich ist, 
dessen Rechte von der Nachlassabwicklung abhängen (ÄB 
22:1 Abs. 1). Anderes gilt, wenn im Testament ausdrücklich 
angeordnet wurde, dass ein bestimmter Erbe aus seinem 
Anteil dem Vermächtnisnehmer eine bestimmte Summe 
auszahlen soll (ÄB 22:2). Wenn nicht sämtliche Vermächt-
nisse erfüllt werden können, genießt das Vermächt nis eines 
be stimmten Vermögensgegenstands den Vorzug vor ande-
ren. Im Übrigen hat eine Herab setzung entsprechend dem 
Wert der Vermächtnisse (pro rata) zu erfolgen (ÄB 11:3).

Eine Einordnung des Vermächtnisses nach schwedischem 
Recht in die Kategorien des Vindikationslegats bzw. Dam-
nationslegats erscheint nicht ohne Weiteres möglich. So 
hat der Vermächtnisnehmer nach ÄB 11:2 grundsätzlich 
einen direkten Anspruch auf das Vermachte gegen den un-
geteilten Nachlass, jedoch nicht gegen den Erben, wie dies 
beim Damnationslegat regelmäßig der Fall ist. Bei ÄB 11:2 
handelt es sich jedoch nur um eine Auslegungsregel, sodass 
sich aus dem Testament etwas anderes ergeben kann. Im 
Übrigen ist die Stellung des Vermächtnisnehmers sehr 
der eines Erben angenähert. So ist z. B. derjenige, dem 
als Vermächtnis ein Teil einer Liegenschaft, die in ihrer 
Gesamtheit zum Nach lass gehört, ohne Anordnung der Tei-
lung zugewandt wurde, zusammen mit den übrigen Nach-
lassbeteiligten Eigentümer der Liegenschaft (ÄB 12:13; 
vgl. dazu auch Süß, RabelsZ 65 (2001), S. 245, 247).
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Internationales Gesellschaftsrecht
Hongkong: Gründung einer Ltd. & Co. KG mit einer 
Kapitalgesellschaft aus Hongkong 
Abruf-Nr.: 126282

BGB §§ 542, 573c Abs. 4, 575 
Vereinbarung über Ausschluss des Kündigungsrechts 
des Wohnraummieters für sieben Jahre
Abruf-Nr.: 128442

BGB §§ 242, 1378 Abs. 3 S. 2 u. 3
Modifizierte Zugewinngemeinschaft; keine Ver-
tragsanpassung wegen Umkehr der Aus gleichs-
richtung 

Die in einem Ehevertrag wirksam vereinbarte Her-
ausnahme eines Vermögensgegenstands aus dem Zu-
gewinnausgleich macht eine vertragliche Anpassung 
im Rahmen der Ausübungskontrolle nach § 242 BGB 
nicht schon deshalb erforderlich, weil dies dazu führt, 
dass sich die Ausgleichs richtung umkehrt, mithin der 
hiervon Begünstigte nur wegen der Herausnahme des 
Vermögens gegenstands ausgleichsberechtigt wird.

BGH, Beschl. v. 17.7.2013 – XII ZB 143/12
Abruf-Nr.: 11095R

Problem
Nach Scheidung der im Jahr 1980 geschlossenen Ehe be-
gehrt die Ehefrau von ihrem geschiede nen Ehemann Zuge-
winnausgleich. 

Die Beteiligten lebten bis zur Trennung im Juni 2010 
in dem im Alleineigentum der Ehefrau stehenden Zwei-
familienhaus, welches ihr von den Eltern im Jahr 1996 im 
Wege der vorweggenommenen Erbfolge übertragen und an-
schließend von den Ehegatten durch einen Anbau erweitert 
worden war. 

Im Jahr 1996 schlossen die Beteiligten einen Ehevertrag. 
Darin wurde der gesetzliche Güterstand dahingehend mo-
difiziert, dass das von den Eltern zugewandte Hausgrund-
stück beim Zugewinnausgleich bei Beendigung der Ehe aus 
anderen Gründen als dem Tod der Ehefrau in keiner Weise 
zu berücksichtigen ist; es sollte also weder zur Berechnung 
des Anfangs- noch des Endvermögens der Ehefrau herange-
zogen werden. Der Ehemann verzichtete außerdem auf 
jegliche Aufwendungsersatzansprüche im Zusammenhang 
mit der Finanzierung des Anbaus. Im Übrigen hielten die 

Ehegatten die Bestimmungen des gesetzlichen Güterstands 
der Zugewinngemeinschaft aufrecht. Im Ehevertrag wurde 
ausdrücklich vermerkt, dass dem Ehemann bekannt ist, dass 
sein während der Ehe erworbenes, nicht privilegiertes Ver-
mögen dem Zugewinnausgleich unterliegt. 

Im Rahmen der Scheidung machte die Ehefrau gegenüber 
dem Ehemann einen Zugewinnaus gleichsanspruch i. H. v. 
gut 17.000 € geltend. Würde man die außerordentliche 
Wertsteigerung des Zweifamilienhauses berücksichtigen, 
stünde mit hoher Wahrscheinlichkeit dem Ehemann ein Zu-
gewinnausgleichsanspruch zu. 

Gegen die stattgebende Entscheidung des Amtsgerichts und 
insbesondere gegen die Auslegung des Ehevertrags wandte 
sich der Ehemann mit der Be gründung, man habe bei Ab-
schluss des Ehevertrags lediglich einen Ausgleichsanspruch 
seinerseits aus schließen, hierdurch aber keinesfalls einen 
Ausgleichsanspruch der „privilegierten“ Ehefrau ermög-
lichen wollen. Jedenfalls sei der Vertrag im Wege der Aus-
übungskontrolle nach § 242 BGB aufgrund evident einsei-
tiger und daher unzumutbarer Lastenverteilung anzupassen, 
weil sich die Ausgleichsrichtung durch Herausnahme des 
Vermögensgegenstands der Ehefrau umgekehrt habe. 

Entscheidung
In Übereinstimmung mit dem Rechtsbeschwerdegericht 
(OLG Nürnberg MittBayNot 2012, 390 = RNotZ 2012, 
337) weist der BGH die Einwände des Ehemannes zurück. 

Ein Ausschluss des Zugewinnausgleichsanspruchs der Ehe-
frau infolge ergänzender Vertragsauslegung kommt laut 
BGH nicht in Betracht, da deren Voraussetzungen mangels 
planwidriger Unvollständigkeit nicht vorliegen. Vielmehr 
wurde im Ehevertrag ausdrücklich die Möglichkeit einer 
Ausgleichspflicht des Ehemannes vermerkt, was darauf 
schließen lässt, dass die Beteiligten ein „Umkippen“ der 
Ausgleichsrichtung durch die ehevertragliche Vereinba-
rung zumindest für möglich gehalten haben. 

Die Modifizierung des gesetzlichen Güterstands hält wei-
terhin der Wirksamkeitskontrolle nach § 138 BGB stand, 
da nach Ansicht des BGH keine Anhaltspunkte für eine 
Überrumpelungssituation ersichtlich sind und die jeweils 
stets vollschichtig berufstätigen Ehegatten in einer in öko-
nomischer Hinsicht gleichberechtigten Partnerschaft lebten.

Schließlich sei der Ehefrau der Zugewinnausgleichsan-
spruch auch nicht aufgrund der Ausübungskontrolle 
(§ 242 BGB) zu versagen. Im Rahmen der Ausübungskon-
trolle sei zu prüfen, ob und wenn ja, inwieweit es einem 
Ehegatten nach Treu und Glauben verwehrt sei, sich auf 
eine ihn begünstigende Regelung zu berufen. In diesem 
Zusammenhang komme es insbesondere darauf an, ob der 
verein barte (ggf. partielle) Ausschluss der Scheidungsfolge 
im Zeitpunkt des Scheiterns der Ehe zu einer evident ein-
seitigen, unzumutbaren Lastenverteilung wegen einer 
nicht vorhergesehenen Entwicklung der ehelichen Le-
bensverhältnisse führe. 

Im konkreten Fall fehlt es nach Auffassung des BGH be-
reits an einer solchen unerwarteten Entwicklung. Vielmehr 
hätten die Beteiligten die aktuellen Verhältnisse bereits 
bei Abschluss des Ehevertrags als mögliche Entwicklung 
vorhergesehen. Die Umkehr der Aus gleichsrichtung stelle 
sich auch nicht stets als einseitige, unzumutbare Lasten-
verteilung dar, zumal der Ehemann vorliegend jahre lang 
mietfrei im Anwesen der Schwiegereltern gewohnt habe. 

Gutachten im Abrufdienst

Rechts pre chung
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Schließlich hätte es den Ehegatten im Rahmen der Vertrags-
freiheit freigestanden, eine Umkehr der Ausgleichsrichtung 
auszuschließen, was aber gerade nicht erfolgt sei. 

GBO §§ 13, 52, 82; BGB § 2211
Antragsberechtigung des Erben für Grundbuch-
berichtigung trotz Testamentsvollstreckung

Ein Miterbe ist auch dann berechtigt, die Grund-
buchberichtigung zu beantragen, wenn das be treffende 
Grundstück der Verwaltung eines Testamentsvoll-
streckers unterliegt.

OLG Stuttgart, Beschl. v. 30.7.2013 – 8 W 173/12
Abruf-Nr.: 11096R

Problem
Der spätere Erblasser und seine Lebensgefährtin waren 
jeweils mit einem Anteil von 1/2 Miteigentümer eines 
Hausanwesens. Durch Erbvertrag wandten sie sich gegen-
seitig den Nießbrauch an der Miteigentumshälfte des Erst-
versterbenden ver mächtnisweise zu. Zugleich ordnete der 
Erstversterbende Testamentsvollstreckung an. Der zum 
Testamentsvollstrecker ernannte Längerlebende soll das 
Vermächtnis er füllen und den im Nachlass befindlichen 
Grundbesitz so lange verwalten, wie die Nachlassaus-
einandersetzung ausgeschlossen ist. 

Da der Erblasser keine weiteren Verfügungen von Todes 
wegen hinterlassen hatte, wurde er nach seinem Tod von 
seinen zehn Abkömmlingen aufgrund gesetzlicher Erbfol-
ge zu je 1/10 beerbt. Einer der Abkömmlinge beantragte 
die Berichtigung des Grundbuchs, d. h. die Eintragung 
der zehn Abkömmlinge als Eigentümer in Erbengemein-
schaft bezogen auf den hälftigen Eigen tumsanteil des 
Erblassers sowie die Eintragung eines diesbezüglichen 
Testamentsvollstrecker vermerks. 

Nach Beanstandung des Grundbuchamts legte er einen Erb-
schein vor, wonach die zehn Abkömmlinge des Erblassers 
jeweils mit einem Erbteil von 1/10 Erben geworden sind 
und Testamentsvollstreckung zur Verwaltung des im Nach-
lass befindlichen Grundbesitzes ange ordnet ist. Das Grund-
buchamt hielt an der Zurückweisung des Eintragungs-
antrags fest und half einer Beschwerde des An tragstellers 
nicht ab, da den Miterben bei angeordneter Testamentsvoll-
streckung kein eigenes Antragsrecht auf Grundbuchberich-
tigung zustehe. 

Entscheidung
Auf die Beschwerde des Antragstellers hin hat das OLG 
Stuttgart den Zurückweisungsbeschluss des Grundbuch-
amts aufgehoben. Seines Erachtens führt die Testaments-
vollstreckung nicht dazu, dass den (Mit-)Erben kein eige-
nes Antragsrecht auf Grundbuchberichtigung zusteht. 
Zwar könne der Erbe gem. § 2211 BGB über einen der 
Verwaltung des Testamentsvollstreckers unterliegenden 
Nachlassgegen stand nicht verfügen; doch handele es sich 
bei dem Grundbuchberichtigungsantrag nicht um eine 
Verfügung über das betroffene Grundstück. Vielmehr 
sei der Eigentumsübergang bereits kraft Gesetzes nach 
§ 1922 BGB erfolgt, sodass sich der Berichtigungsantrag 
als reine Verfahrens handlung darstelle. Aus § 2212 BGB 
ergebe sich nichts anderes. Auch sei der Erbe i. S. v. § 13 
GBO in seinem Recht betroffen. 

Weiter weist das OLG Stuttgart darauf hin, dass die Befug-
nisse des Testamentsvollstreckers nur teilweise ausschließ-
licher Natur sind (vgl. näher LG Stuttgart NJW-RR 1998, 
665 = BWNotZ 1998, 146). Wegen der Eintragung des 
Testamentsvollstreckervermerks gem. § 52 GBO zu-
sammen mit der Eintragung der Erben im Grundbuch wür-
den die Rechte des Testamtentsvollstreckers durch die 
Berichti gung nicht beeinträchtigt. Soweit durch die Ein-
tragung des Testamentsvollstreckervermerks – anders als 
durch die Eintragung der Erben selbst – Kosten entstünden, 
sei dies Folge der vom Erblasser getroffenen letztwilligen 
Verfügung. Insoweit sei zudem zu berücksichtigen, dass 
der Rechtsverkehr ein erhebliches Interesse an der Überein-
stimmung von Grundbuchinhalt und ma terieller Rechtslage 
habe und die Berichtigung daher im öffentlichen Interes-
se erwünscht sei (vgl. die Antragspflicht nach § 82 GBO). 

Nach alledem bejaht das OLG Stuttgart ein von jedem 
Erben selbst ausübbares Antragsrecht zur Grundbuchbe-
richtigung neben jenem des Testamentsvollstreckers. Da es 
sich hierbei um eine in Rechtsprechung und Literatur höchst 
umstrittene und höchstrichterlich noch nicht geklärte Frage 
handelt, wurde die Rechtsbeschwerde zugelassen. 

Bayerischer Notarverein e. V. (Hrsg.), Kostentabelle 
für Notare, Bäuerle-Tabelle, 31. Aufl., Nomos Verlag, 
Baden-Baden 2013, 112 Seiten, 28.– € 

H. Drummen/H. Wudy, Gebührentabelle für Notare, 
8. Aufl., Deutscher Notarverlag, Bonn 2013, 122 Sei-
ten, 27.– €

Pünktlich zum Inkrafttreten des GNotKG liegen die beiden 
Gebührentabellen in aktueller Form vor. Beide Werke ent-
halten eine ausführliche und übersichtliche Gebührentabel-
le nach § 34 Abs. 2 GNotKG (jeweils Tabelle B) sowie eine 
Tabelle für ermäßigte Notarge bühren gem. § 91 GNotKG. 
Während die Tabelle von Drummen/Wudy mit einem 
Gerichts kosten-ABC aufwartet und die Gebühren nach Ta-
belle A (Gerichtskosten) online abrufbar sind, werden in der 
Bäuerle-Tabelle die wichtigsten Gebührensätze mit einigen 
Beispielen, mögliche zusätzliche Gebühren sowie die Do-
kumentenpauschale überblicksartig dargestellt. Übersichten 
über die Handelsregistergebühren sowie die Erbschaft-/
Schenkungsteuer sind in beiden Werken enthalten. Die je-
weils einschlägigen (Gesamt-)Freibeträge lassen sich der 
Bäuerle-Tabelle auf grund einer mehrspaltigen Darstellung 
etwas einfacher entnehmen. 

In der Bäuerle-Tabelle finden sich darüber hinaus die Ge-
schäftswerte bei wiederkehrenden Leistungen und Miet-
verträgen, Informationen über die Gebühren für Grund-
stücksvermessung und Gebäudeeinmessung sowie die Ka-
tasterfortführung, die Gebäudebrandversicherungswerte, 
die Werte nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung, 
die unterschiedlichen Pflegestufen, Informationen zur Ver-
gütung von Testa mentsvollstreckern und schließlich die 
aktuelle Düsseldorfer Tabelle. Demgegenüber enthält das 
Werk von Drummen/Wudy die Gebührensatzung für die 
notarielle Fachprüfung, die Sterbe tafel 2009/2011, die An-
lage zu § 14 Abs. 1 BewG (Kapitalwert einer lebensläng-
lichen Nut zung oder Leistung), eine Übersicht über das 
Kostenprüfungsverfahren nach §§ 127 ff. GNotKG sowie 

Li te ra tur hin wei se
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ein ausführliches Muster einer Kostenberechnung nach § 19 
GNotKG. In einem umfassenden letzten Kapitel werden in 
beiden Werken die einzelnen Gebührentatbestände samt 
Geschäftswert und Gebührensatz alphabetisch geordnet 
überblicksartig dargestellt (Gebühren- und Geschäftswert-
ABC bzw. Kostenstichworte in der Bäuerle-Tabelle). 

Fazit: Die Kaufentscheidung für das eine oder andere 
Werk dürfte angesichts des nahezu identischen Preises 
maßgeblich davon abhängen, welche der aufgeführten 
Zusatzinformatio nen für den jeweiligen Benutzer von be-
sonderem Interesse sind. Im Übrigen habe ich eine leichte 
Präfe renz für die Bäuerle-Tabelle, da der dreifarbige Druck 
für bessere Übersichtlichkeit sorgt und die „Reiter“ am 
rechten Rand nicht übereinander, sondern versetzt ange-
bracht sind, was den Zugriff erleichtert. 

Notar a. D. Sebastian Herrler

T. Diehn, Berechnungen zum neuen Notarkostenrecht, 
C. H. Beck Verlag, München 2013, 330 Seiten, 32,90 €

Die Musterberechnungen zum neuen Kostenrecht von 
Diehn sind an all diejenigen adressiert, die mit der Erstel-
lung von notariellen Kostenberechnungen betraut sind bzw. 
sie zu verantworten haben – neben Notarinnen und Notaren 
also vor allem auch Sachbearbeiter, die Kostenberechnun-
gen vorbereiten.

Dem Leitfadencharakter des Werks gerecht wird bereits die  
Art und Weise, wie der Autor in die Kostenberechnung ein-
führt. So macht er die Voraussetzungen, die § 19 KostO an 
die „Einforderung der Notarkosten“, d. h. an die Kostenbe-
rechnung, in formeller und materieller Hinsicht stellt, zum 
Ausgangspunkt der  insgesamt instruktiven Betrachtung. 
Im Einleitungskapitel folgen dann Erläuterungen zu Grund-
begriffen und zum Inkrafttreten des GNotKG. Den Kernbe-
reich der Darstellung bilden 350 Musterberechnungen, die 
thematisch gegliedert sind und sich über die Bereiche des 
Grundstücksrechts (Kap. 1), Gesellschaftsrechts (Kap. 2), 
Familienrechts (Kap. 3) und Erbrechts (Kap. 4) erstrecken. 
Abgeschlossen wird der Fallkatalog mit Beispielen zu 
„Vollmachten und Zustimmungen“ (Kap. 5), zu den Be-
reichen „Beratung und Entwurf“ (Kap. 6) und mit einem 
Kapitel zu „Sonstigem“ (Kap. 7).

Für den Arbeitsplatz eines jeden Notarangestellten bieten 
die Musterberechnungen eine große Bereicherung. Di-
daktischer Ausgangspunkt sind jeweils praxistypische 
Standardsachverhalte, wie sie methodisch auch einer uni-
versitären Klausur vorangestellt sein könnten. Gleich im 
Anschluss folgen dann – quasi als Lösung des jeweiligen 
Falls – tabellarische Kostenberechnungen, die Angaben 
nach § 19 Abs. 2 und 3 GNotKG enthalten. Erläuterungen 
zur konkreten Berechnung und Abweichungen zur alten 
KostO runden die Darstellung jeweils ab.

Notarassessor PD Dr. Christoph Reymann

T. Diehn/M. Sikora/W. Tiedtke, Das neue Notarkosten-
recht, C. H. Beck Verlag, München 2013, 260 Seiten, 
29,80 €

Zum 1.8.2013 ist in Ablösung der Kostenordnung (KostO)
bekanntlich das Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG) 
in Kraft getreten, mit dem nicht nur die Gebührentabelle 
angepasst wurde, sondern grundlegende strukturelle Ver-
änderungen im Recht der Gerichts- und Notargebühren 
erfolgten. Wegen des damit einhergehenden Paradigmen-
wechsels sind Notarinnen und Notare auf ein instruktives 
Einführungsskript wie dasjenige von Diehn, Sikora und 
Tiedtke angewiesen, um sich mit der neuen Materie ver-
traut zu machen.

Konzipiert ist das Werk als autodidaktisches Einführungs-
handbuch. Es bietet gleichzeitig die Grundlage für notar-
kostenrechtliche Schulungen. Inhaltlich besteht es aus neun 
Kapiteln. Abgesehen von einer Einführung (Kap. 1) und 
einem Kapital zu den „Übergangsvorschriften“ (Kap. 9) 
wird das neue Kostenrecht in den Kapiteln 2 bis 4 geglie-
dert nach Teilbereichen des Privatrechts erläutert (Grund-
stücksrecht, Gesellschaftsrecht, Familien- und Erbrecht), 
im Übrigen orientiert an Beurkundungsvorgängen (Kap. 5) 
und Kostenarten (Kap. 6 und 7) dargestellt; in Kap. 8 wer-
den Kostenberechnung und Beitreibung von Kosten be-
handelt.

Jenseits der grundlegenden Einführung erleichtern die 
Autoren dem Leser das Verständnis für das neue System 
maßgeblich dadurch, dass sie in den notariellen Kernbe-
reichen des Grundstücksrechts, Gesellschaftsrechts und 
Familien- und Erbrechts zunächst einen kurzen Überblick 
geben, bevor sie auf die Vielzahl der sich stellenden Detail-
fragen eingehen. Unzählige Beispiele, Hinweise und Mus-
terberechnungen, die optisch hervorgehoben bzw. unterlegt 
sind, ebnen dem Anwender den schnellen Zugriff auf die 
jeweils in Frage stehenden Standardkonstellationen; sie 
geben dem Nutzer die Möglichkeit, eine bestimmte Frage 
auch schlicht kurz nachzuschlagen.

Als Einführungshandbuch ist das Werk bestens geeignet. 
Es bildet einen höchst hilfreichen Basisbaustein in der 
Handbibliothek zum neuen Kostenrecht.

Notarassessor PD Dr. Christoph Reymann

C. Fackelmann, Notarkosten nach dem neuen 
GNotKG, Nomos Verlag, Baden-Baden 2013, 547 
Seiten, 48.– €

Das Werk von Fackelmann besteht aus drei Teilen: Der ers-
te Teil des Buches (etwa 120 Seiten) führt den Leser in das 
neue Recht ein und enthält die für alle Bereiche der nota-
riellen Tätigkeit relevanten kostenrechtlichen Grundlagen. 
Von der grundsätzlichen Gebührenstruktur über die Hand-
habung der Rahmengebühr bis hin zu den neu gestalteten 
Vollzugs- und Betreuungsgebühren, aber auch zu Fragen 
etwa der Kostenschuldnerschaft, der ab dem 1.1.2014 ob-
ligatorischen Rechtsbehelfsbelehrung, den Auslagen oder 
den formalen Anforderungen an die Kostenberechnung 
wird dem Leser das nötige Grundwissen vermittelt. 
Aufgelockert wird der Text durch eine Vielzahl von Bei-
spielen. Dabei ist das Werk stets praxisorientiert und bie-
tet auch bei Zweifelsfragen infolge der Neuregelung des 



DNotI-Report 17/2013  September 2013 143

GNotKG wohl abgewogene Lösungen an. Beispielhaft sei-
en insoweit die ausführlich behandelten Rahmengebühren 
genannt (S. 37 ff.), bei deren Umsetzung sich der Verfasser 
an der gerichtlichen Praxis zum RVG orientiert. 

Diese Beispielstechnik setzt sich im besonderen Teil des 
Buches fort, der sich mit den einzelnen notariellen Tätig-
keiten und ihrer kostenrechtlichen Behandlung beschäf-
tigt: Vom sehr ausführlich behandelten Grundstücksrecht 
über das Familien- und Erbrecht bis hin zum Handels-, 
Gesellschafts- und Umwandlungsrecht wird das neue Kos-
tenrecht umfassend, verständlich und sehr gut lesbar 
aufbereitet. Insgesamt enthält das Werk von Fackelmann 
mehr als 200 Fälle mit Lösungen samt vollständiger Kos-
tenberechnung. Abgerundet wird es durch eine vollständige 
Textsynopse am Ende des Buches, welche ausgehend von 
der KostO den Zugang zum neuen GNotKG erleichtert. 

Fazit: Das vorliegende Werk bietet dem Nutzer drei Bücher 
in einem: Einführungswerk, Fallsammlung und ausführli-
che Textsynopse. Die komplizierte, teils spröde Materie des 
Kostenrechts wird didaktisch sehr ansprechend aufbereitet 
und praxisbezogen dargestellt. Aufgrund der vielfach sehr 
detaillierten Ausführungen eignet sich das Buch von Fa-
ckelmann auch ausgezeichnet als Nachschlagewerk bei ein-
zelnen Zweifelsfragen. Allen Notaren, Notarassessoren und 
Notariatsmitarbeitern, die einen soliden Einstieg in das neue 
Kostenrecht suchen, kann die Anschaffung uneingeschränkt 
empfohlen werden.

Notar a. D. Sebastian Herrler

C. Fackelmann/J. Heinemann, GNotKG,  Nomos Ver-
lag, Baden-Baden 2013, 1359 Seiten, 109.– € 

Der Kommentar von Fackelmann/Heinemann ist bereits 
Anfang August 2013 unmittelbar nach Inkrafttreten des 
GNotKG erschienen. Auf ca. 1300 Seiten werden die Ein-
zelheiten zum neuen Recht kompakt und übersichtlich 
aufbereitet. Der Kommentar ist verständlich geschrieben 
und klar strukturiert. Er ist als Praxiskommentar konzi-
piert, was sich an den zahlreichen Beispielsrechnungen und 
Mustern zeigt (z. B. zu einer öffentlich-rechtlichen Gebüh-
renvereinbarung nach § 126 GNotKG oder zu der ab dem  
1.1.2014 erforderlichen Rechtsbehelfsbelehrung nach § 7a 
GNotKG). Gleichwohl kommt der mitunter erforderliche, 
Spezialprobleme abdeckende „Tiefgang“ der Erläuterungen 
nicht zu kurz. Zahlreiche Literatur- und Rechtsprechungs-
hinweise bieten einen guten Überblick über das bestehende 
Meinungsbild.

Der mit der KostO vertraute Nutzer wird sich über die 
Synopsen am Anfang jeder Kommentierung freuen, in 
denen die jeweilige Vorschrift des GNotKG der Vorgänger-
regelung der KostO gegenübergestellt wird. Indem ferner 
die Unterschiede zwischen KostO und GNotKG zu Beginn 
jeder Vorschrift erläutert werden, wird die tägliche Arbeit 
mit dem GNotKG erheblich erleichtert, da sich das bereits 
vorhandene Wissen an der richtigen Stelle zuordnen lässt. 

Den Autoren ist es gelungen, pünktlich zum Inkrafttreten 
des GNotKG ein Werk vorzulegen, das trotz seiner Hand-
lichkeit den wissenschaftlichen Ansprüchen genügt, die ein 
auf hohem Niveau arbeitender Praktiker an einen Kommen-
tar stellt. Aufgrund der vertieften Erörterungen wird viel-
fach der Blick in einen umfangreicheren Kommentar ent-

behrlich sein. Insgesamt hat der Fackelmann/Heinemann 
das Zeug, sich als einer der Standardkommentare zum 
GNotKG zu etablieren und kann daher uneingeschränkt 
zur Anschaffung empfohlen werden.

Notar a. D. Sebastian Herrler

Ländernotarkasse (Hrsg.), Leipziger Kostenspiegel,  
Dr. Otto Schmidt Verlag, Köln 2013, 1420 Seiten, 
79,80 €.

Rechtzeitig zum Inkrafttreten des neuen Notarkostenrechts 
(GNotKG) ist die erste Auflage des Leipziger Kosten-
spiegels, eines von der Ländernotarkasse herausgegebenen 
Kostenhandbuchs, erschienen. In nahezu tausend von der 
Prüfungsabteilung der Ländernotarkasse bearbeiteten Fäl-
len wird der gesamte Notariatsalltag kostenrechtlich 
gespiegelt – und zwar nach neuem und altem Recht. 

In 28 Teilen werden typische, aber auch ungewöhnli-
che Notariatsgeschäfte behandelt, u. a. der Grundstücks-
kauf, Überlassungsverträge, Wohnungs- und Teileigentum, 
Erbbaurecht, Grundpfandrechte und weitere Sicherungs-
geschäfte, Dienstbarkeiten, Grundbucherklärungen und 
Grundbucheinsicht, vorzeitige Beendigung des Beurkun-
dungsverfahrens inkl. Entwurf und Beratung, Vollmach-
ten und Zustimmungen allgemein, Unterschrifts- und Ab-
schriftsbeglaubigungen, Tatsachenbescheinigungen, Auf-
nahme von Wechsel- und Scheckprotesten sowie Vermö-
gensverzeichnissen, Verlosungen, Eide und eidesstattliche 
Versicherungen, Beurkundungen im Kindschaftsrecht, erb-
rechtliche Vorgänge, Eheverträge und Scheidungsverein-
barungen, Gesellschaftsrecht mit Anmeldungen einschließ-
lich eines gesonderten Teils zum Umwandlungsrecht, 
Vorsorgeverfügungen, Vollstreckbarerklärungen, freiwil-
lige Versteigerung von Grundstücken, Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit Schiffen und schließlich Auslagen und 
Zusatzgebühren. 

Jedem Teil sind eine Inhaltsübersicht und ein Stichwort-
verzeichnis vorangestellt. Am Schluss des Handbuchs fin-
det sich ein ausführliches Gesamtstichwortverzeichnis. 
Damit ist der in der Alltagshektik wichtige schnelle Zugriff 
auf die passenden Ausführungen gewährleistet. Jeder 
Teil beginnt mit einem Überblick und einer Einführung in 
das Thema, welche Hinweise zu Vollzugs-, Betreuungs- und 
Treuhandtätigkeiten, unrichtiger Sachbehandlung, Gebüh-
renermäßigung, Auswärtsbeurkundung und Kostenhaftung 
sowie zur Frage enthält, ob es sich um denselben oder um 
verschiedene Beurkundungsgegenstände handelt. In der 
Überblicksdarstellung wird darüber hinaus auf relevante 
Besonderheiten der jeweiligen Materie aufmerksam ge-
macht, etwa die Auslagen bei überdimensionierten und far-
bigen Aufteilungsplänen (Wohnungseigentum), die spezielle 
Kostenhaftung bei der Vermittlung der Auseinandersetzung 
eines Nachlasses sowie die Registrierung im Zentralen Tes-
tamentsregister (Erbrechtliche Vorgänge). Insoweit eignet 
sich der Kostenspiegel auch als lehrbuchartige Einführung. 
Die Übersichtstabellen – auch sie als Synopsen von KostO/
GNotKG – hinsichtlich der in Betracht kommenden Gebüh-
ren und Geschäftswerte ermöglichen die prompte und zu-
treffende Kostenauskunft während der Besprechung oder 
Beurkundungsverhandlung.
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Der Leipziger Kostenspiegel ist als Neuerscheinung ins-
besondere wegen der fallbezogenen, ausführlichen und 
zugleich klaren sowie sehr übersichtlichen Darstellung des 
neuen Kostenrechts ausgesprochen zu begrüßen. Es steht zu 
erwarten, dass er sich als unverzichtbares Nachschlage-
werk im notariellen Büroalltag etablieren wird.

Notar a. D. Sebastian Herrler

W. Tiedtke/W. Klüsener, GNotKG mit Synopsen zur 
Kostenordnung, C. H. Beck Verlag, München 2013, 
293 Seiten, 39,80 €

In der vorliegenden Textausgabe ist der vollständige Ge-
setzestext des neuen Gerichts- und Notarkostengesetzes 
abgedruckt. Den jeweiligen Vorschriften sind die korres-
pondierenden Regelungen der bisherigen Kostenordnung 
gegenübergestellt. In einem zweiten Teil ist die bisherige 
Kostenordnung vollständig abgedruckt und werden dieser 
die korrespondierenden Vorschriften des GNotKG gegen-
übergestellt. Auf diese Weise findet der Rechtsanwender im 
GNotKG schnell den neuen Regelungsort. Gerade der zwei-
te Teil der Synopse (KostO/GNotKG) erleichtert dem mit 
der Kostenordnung vertrauten Benutzer den Einstieg in das 
GNotKG ungemein. Abgerundet wird die Textsammlung 
durch eine (sehr) knappe Einführung in das neue Kosten-
recht (vier Seiten). 

Notar a. D. Sebastian Herrler

H. Wudy, Das neue Gebührenrecht für Notare, Deut-
scher Notarverlag, Bonn 2013, 304 Seiten, 39,90 €

Im Zentrum des vorliegenden Werks steht eine synopti-
sche Darstellung des neuen und alten Notarkostenrechts, 
wobei Ausgangspunkt stets die Regelung des GNotKG ist, 
welcher die korrespondierende Vorschrift der Kostenord-
nung gegenübergestellt wird. Ergänzt wird die synoptische 
Darstellung durch Passagen aus den Gesetzesmaterialien, 
welche den Zugang zum neuen Notarkostenrecht wesent-
lich erleichtern. Neben einer Einführung in das neue No-
tarkostenrecht enthält das vorliegende Werk darüber hinaus 
knapp 20 Beispielsfälle zu den wichtigsten Tätigkeitsberei-
chen des Notars (u. a. Grundstückskauf, GmbH-Gründung, 
Ehevertrag, Verfügung von Todes wegen, Unterschriftsbe-
glaubigung). Abgerundet wird die Darstellung von Wudy 
durch eine Musterkostenberechnung. 

Notar a. D. Sebastian Herrler

M. Geilert/D. Stakelbeck, Die Personengesellschaft und ihre 
steuerrechtlichen Implikationen, notar 2013, 184

S. Heinze, Verbraucherschutz im Beurkundungsverfahren, 
ZNotP 2013, 122

F. Hofer, Negativer Kaufpreis beim Unternehmenskauf – Ge-
staltungsmöglichkeiten zur Absicherung der Verkäuferinteres-
sen, BB 2013, 972

J.-P. Naujok, Neue Entwicklungen im Immobilien-Steuer-
recht, ZfIR 2013, 385

T. Roth, Erbauseinandersetzung und Pflichtteilsanspruch im 
Erbschaftsteuerrecht, RNotZ 2013, 193
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Der DNotI-Report erscheint zwei mal im Monat und kann beim Deut schen 
Notar in sti tut oder im Buch han del bestellt wer den. Abbe stel lun gen müs sen mit 
vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de erfol gen.  

Be zugs preis: 
Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit glie der 
der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis im Mit glieds-
bei trag ent hal ten. 
Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen nach 
dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer den.
Al le im DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich ge schützt. 
Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver wer tung nur mit 
Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 
Ver lag: 
Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öf fent li chen Rechts, Ge schäfts stel le 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Druck:  
Dru cke rei Franz Schei ner 
Hau ger pfarr ga sse 9, 97070 Würz burg

Le sen Sie den DNo tI-Re port be reits bis zu zwei Wo chen vor Er schei nen auf un se rer In ter net sei te un ter  
www.dno ti.de. 
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